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Gemäß § 1 Abs. 2 lit m) des TVöD soll der Tarifvertrag nicht für 
geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 
gelten. Dieser Ausschluss ist rechtswidrig. Er verstößt gegen das 
Diskriminierungsverbot des § 4 Abs. 1 TzBFG.  

Geringfügig Beschäftigte sind „ganz normale“ Teilzeitbeschäftigte. 
Lediglich im Sozialversicherung- und Lohnsteuerrecht gibt es 
Sonderregelungen. Im Übrigen gilt für die geringfügig Beschäftig-
ten das Arbeitsrecht und damit auch das Teilzeit- und Befristungs-
gesetz. Dass der Ausschluss von geringfügig Beschäftigten oder 
auch nur unterhälftig Teilzeitbeschäftigten gegen das Diskriminie-
rungsverbot verstößt, wurde bereits von verschiedenen Gerichten 
bejaht: 

• Bundesarbeitsgericht vom 21.04.1999 - 5 AZR 200/98 (zur SR 
2i I des BAT) 

• LAG München vom 01.10.1998 - 4 Sa 1366/97 (zum Zuwen-
dungstarifvertrag sowie zum Tarifvertrag-Urlaubsgeld in Ver-
bindung mit dem BAT) 

• LAG Köln vom 25.01.2000 - 13 Sa 1650/98 (zum Manteltarif-
vertrag der Deutschen Welle) 

• Arbeitsgericht Bocholt 13.06.2003 - 4 Ca 1598/02 rechtkräftig 
nach Zurücknahme der Berufung (zum Lohntarifvertrag für die 
gewerblichen Arbeitnehmer der Nordwestdeutschen Textilin-
dustrie im Tarifgebiet Westfalen / Osnabrück). 
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Der Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot in § 4 Abs. 1 TzBfG bedeutet, 
dass dieser Ausschluss unwirksam ist. Damit stehen den geringfügig Beschäf-
tigten dieselben Leistungen (z.B. das Tabellenentgelt anteilig entsprechend 
ihrer Wochenarbeitszeit, § 24 Abs. 2 TVöD) zu, wie den übrigen Beschäftigten. 

Für Betriebs- und Personalräte, in deren Betrieben / Dienststellen geringfügig 
Beschäftigte eingesetzt werden, bedeutet dies zunächst einmal, dass die Be-
schäftigten entsprechend unterrichtet werden müssen. Gegebenenfalls muss 
überprüft werden, 

• ob die geringfügig Beschäftigten zutreffend eingruppiert sind 

• ob die monatliche Vergütung der geleisteten Wochenarbeitszeit entspricht 

• ob alle sonstigen Leistungen, die die übrigen Beschäftigten erhalten, auch 
den geringfügig Beschäftigten gewährt werden. Hierzu gehören insbeson-
dere: Betriebliche Altersversorgung, Urlaubsgeld / Weihnachtsgeld, zusätz-
liche freie Tage, gegebenenfalls Leistungsvergütung, Leistungen, die nicht 
geldwert sind, jedoch aus anderen Gründen vorteilhaft für die Beschäftigten 
sein können (z.B. Arbeitszeitflexibilisierung). 

Soweit festgestellt wird, dass der Arbeitgeber die geringfügig Beschäftigten an 
Leistungen nicht teilhaben lässt, ist die Ausschlussfrist des § 37 Abs. 1 TVöD 
von sechs Monaten zu beachten. Die Leistungen müssen von den Beschäftig-
ten individuell eingeklagt werden. 

Eine gerichtliche Entscheidung, die den Ausschluss der geringfügig Beschäf-
tigten vom Geltungsbereich des TVöD für rechtswidrig erklärt, existiert auf 
Grund der erst kurzen Laufzeit des TVöD natürlich noch nicht. Betriebs- und 
Personalräte können dennoch mit dem Hinweis auf die oben zitierten Ent-
scheidungen der Eingruppierung von geringfügig Beschäftigten widerspre-
chen, wenn die Eingruppierung unterhalb des Tabellenentgelts des TVöD er-
folgen soll. Für die Betriebsräte kommt hier als Zustimmungsverweigerungs-
grund § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG in Betracht. Die Eingruppierung verstößt ge-
gen ein Gesetz, konkret gegen § 4 Abs. 1 Teilzeit- und Befristungsgesetz. Die 
Zustimmungsverweigerung ist zu begründen. Dabei können die ersten drei 
Absätze dieses Mandanteninfos übernommen werden. Entsprechendes gilt für 
die Personalräte nach dem BPersVG und nach dem LPersVG NRW. 


